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27. Dezember 2018 

Rundschreiben Nr. 96/2018 
 
 
 
 
 
An alle 
Kreditinstitute 
 
 
 
 
 
Finanzsanktionen gegen Myanmar/Birma 
hier: Durchführungsverordnung (EU) 2018/2053 des Rates vom 21. Dezember 2018 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
mit Durchführungsverordnung (EU) 2018/20531 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union 

sieben Personen in die Liste der in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/20132 (Sanktions-
regime Myanmar/Birma) genannten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und 
Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen.  
 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 4e Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 
 

spätestens bis zum 8. Januar 2019 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2018/2053 betroffen sind. 
 

_____________ 
1
  Durchführungsverordnung  (EU) 2018/2053 des Rates vom 21. Dezember 2018 zur Durchführung  der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 
über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma 

2  Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen Myanmar/Birma und zur Aufhebung 
der Verordnung (EG) Nr.194/2008 
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Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir 
ausschließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 2) zu übermitteln. Mit 
derart aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und 
vermeiden Rückfragen.  
 
Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass Sie verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage 
ergebende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen 
sind, unaufgefordert zu melden. 
 
Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundesbank 
unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:  
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Mayrhofer Ertl 
 
 
 
Anlagen 



II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2018/2053 DES RATES 

vom 21. Dezember 2018 

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 über restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 des Rates vom 2. Mai 2013 über restriktive Maßnahmen gegen 
Myanmar/Birma und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 194/2008 (1), insbesondere auf Artikel 4i, 

auf Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Rat hat am 2. Mai 2013 die Verordnung (EU) Nr. 401/2013 erlassen. 

(2) Am 17. September 2018 hat die unabhängige internationale Ermittlungsmission des Menschenrechtsrats der 
Vereinten Nationen ihren ausführlichen Bericht über Myanmar veröffentlicht, in dem festgestellt wurde, dass in 
den Bundesstaaten Kachin, Rakhine und Shan insbesondere von den Streitkräften Myanmars (Tatmadaw) und der 
Grenzschutzpolizei schwere Menschenrechtsverletzungen und -verstöße begangen wurden, und dass zahlreiche 
dieser Menschenrechtsverletzungen als schlimmste Verbrechen nach dem Völkerrecht einzustufen sind. 

(3) Angesichts der Ergebnisse, zu denen die Ermittlungsmission gelangt ist, sollten sieben Personen in die Liste der in 
Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 genannten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen, die restriktiven Maßnahmen unterliegen, aufgenommen werden. 

(4) Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 sollte daher entsprechend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 wird nach Maßgabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 
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(1) ABl. L 121 vom 3.5.2013, S. 1. 

Anlage 1



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 21. Dezember 2018. 

Im Namen des Rates 

Die Präsidentin 
J. BOGNER-STRAUSS  
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ANHANG 

Die folgenden Personen werden in die Liste der natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen 
in Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 401/2013 aufgenommen:  

Name Angaben zur Iden­
tität Begründung 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

„8. Ba Kyaw  Ba Kyaw ist Feldwebel im 564. Leichten-Infanterie-Batail­
lon der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In der zweiten 
Jahreshälfte 2017 hat er Gräueltaten und schwere Men­
schenrechtsverletzungen, einschließlich Mord, Deporta­
tion und Folter, gegen die Bevölkerungsgruppe der Roh­
ingya im Bundestaat Rakhine begangen. Insbesondere 
wurde er als einer der Haupttäter des Massakers von Ma­
ung Nu am 27. August 2017 ermittelt. 

21.12.2018 

9. Tun Naing  Tun Naing ist Kommandeur des Grenzschutzpolizei-Stütz­
punkts in Taung Bazar. In dieser Eigenschaft ist er verant­
wortlich für die von der Grenzschutzpolizei in dem Zeit­
raum um den 25. August 2017 in Taung Bazar 
begangenen Gräueltaten und schweren Menschenrechts­
verletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe der Rohingya 
im Bundesstaat Rakhine; dazu zählen Zwangsverhaftun­
gen, Misshandlung und Folter. 

21.12.2018 

10. Khin Hlaing Geburtsdatum: 
2. Mai 1968 

Brigadegeneral Khin Hlaing ist ehemaliger Befehlshaber 
der 99. Leichten-Infanterie-Division und derzeit Befehlsha­
ber des Kommandobereichs Nordost der Streitkräfte 
Myanmars (Tatmadaw). Als Befehlshaber der 99. Leichten- 
Infanterie-Division überwachte er die militärischen Opera­
tionen, die 2016 und Anfang 2017 im Bundesstaat Shan 
durchgeführt wurden. In diesem Zusammenhang ist er 
verantwortlich für die von der 99. Leichten-Infanterie-Di­
vision im Bundesstaat Shan während der zweiten Jahres­
hälfte 2016 begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen einer ethnischen 
Minderheit angehörende Dorfbewohner. Dazu zählen 
rechtswidrige Tötungen, Zwangsverhaftungen und die 
Zerstörung von Dörfern. 

21.12.2018 

11. Aung Myo 
Thu  

Major Aung Myo Thu ist Befehlshaber einer Einsatzeinheit 
der 33. Leichten-Infanterie-Division der Streitkräfte Myan­
mars (Tatmadaw). Als Befehlshaber einer Einsatzeinheit 
der 33. Leichten-Infanterie-Division überwachte er die 
militärischen Operationen, die 2017 im Bundesstaat Rak­
hine durchgeführt wurden. In diesem Zusammenhang ist 
er verantwortlich für die von der 33. Leichten-Infanterie- 
Division begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe 
der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während der zwei­
ten Jahreshälfte 2017. Dazu zählen rechtswidrige Tötun­
gen, sexuelle Gewalt und Zwangsverhaftungen. 

21.12.2018 

12. Thant Zaw 
Win  

Thant Zaw Win ist Major im 564. Leichten-Infanterie-Ba­
tallion der Streitkräfte Myanmars (Tatmadaw). In dieser Ei­
genschaft überwachte er die militärischen Operationen, 
die im Bundesstaat Rakhine durchgeführt wurden, und ist 
verantwortlich für die Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen, die am 27. August 2017 vom 
564. Leichten-Infanterie-Bataillon insbesondere in dem 
Dorf Maung Nu und dessen Umgebung gegen die Bevöl­
kerungsgruppe der Rohingya im Bundesstaat Rakhine be­
gangen wurden. Dazu zählen rechtswidrige Tötungen, se­
xuelle Gewalt und das systematische Niederbrennen von 
Häusern und Gebäuden der Rohingya. 

21.12.2018 
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Name Angaben zur Iden­
tität Begründung 

Zeitpunkt der 
Aufnahme in 

die Liste 

13. Kyaw Chay  Kyaw Chay ist Hauptgefreiter der Grenzschutzpolizei. Vor­
mals war er in Zay Di Pyin stationiert; in dem Zeitraum 
um den 25. August 2017, als unter seinem Befehl eine 
Reihe von Menschenrechtsverletzungen durch die Grenz­
schutzpolizei begangen wurden, war er Befehlshaber des 
Stützpunkts der Grenzschutzpolizei dort. In diesem Zu­
sammenhang ist er verantwortlich für die von der Grenz­
schutzpolizei begangenen Gräueltaten und schweren Men­
schenrechtsverletzungen gegen die Bevölkerungsgruppe 
der Rohingya im Bundesstaat Rakhine während dieses 
Zeitraums. Er war ferner an schweren Menschenrechtsver­
letzungen beteiligt. Hierzu zählen Misshandlung von In­
haftierten und Folter. 

21.12.2018 

14. Nyi Swe  Generalmajor Nyi Swe ist der ehemalige Befehlshaber des 
Kommandobereichs Nord der Streitkräfte Myanmars (Tat­
madaw). In dieser Eigenschaft ist er verantwortlich für die 
Gräueltaten und schweren Menschenrechtsverletzungen, 
einschließlich der Misshandlung von Zivilpersonen, die 
vom Kommandobereich Nord von Mai 2016 bis 
April 2018 (bis zu seiner Ernennung zum Befehlshaber 
des Kommandobereichs Südwest) im Bundesstaat Kachin 
begangen wurden. Er ist ebenfalls für die Behinderung der 
humanitären Hilfe für bedürftige Zivilpersonen im Bun­
desstaat Kachin in demselben Zeitraum verantwortlich, 
insbesondere die Sperrung von Lebensmitteltransporten. 

21.12.2018“   
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                                                                                                                        Anlage 2 

Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 
 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-/ 
Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgese-

henen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 96/2018, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 96/2018, Meldung: Siehe gesonderte Meldung, 
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-
Zeile Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die 
ausschließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die 

vorbezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehre-
re Institute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine ge-
sonderte Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rund-
schreiben getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/ 
Betreff-Zeile hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail 
an die allgemeine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu 
richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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